
 

  

S 11 RA 53/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
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Bemerkung -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RA 53/98
Datum 13.09.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 RA 229/00
Datum 08.10.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 13. September 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Verzinsung einer mit Bescheid vom 16.11.1995
festgestellten Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Die 1939 geborene KlÃ¤gerin stellte bereits am 21.08.1990 bei einem
VersichertenÃ¤ltesten Antrag auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, den dieser
nach von der KlÃ¤gerin ergebnislos angeforderten weiteren Unterlagen am
29.09.1990 der Beklagten vorlegte. Nach Ablehnung des Antrags mit Bescheid vom
01.02. 1991 und Widerspruchsbescheid vom 08.01.1992 wegen fehlender
Mitwirkung zur Ermittlung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens verpflichtete das
Sozialgericht Landshut (SG) die Beklagte am 22.09.1993 unter Aufhebung der
angefochtenen Bescheide zur ErmessensausÃ¼bung bei der Ablehnung der
beantragten Leistung. Auf deren Berufung verurteilte das Bayer.
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Landessozialgericht (LSG) die Beklagte am 31.08.1995, ErwerbsunfÃ¤higkeit ab
Dezember 1988 anzuerkennen und die gesetzlichen Leistungen wegen der vom
SachverstÃ¤ndigen Dr.W. nach Untersuchung vom 20.03.1995 festgestellten
Erkrankungen ab August 1990 dem Grunde nach zu erbringen. Ã�ber Zins- oder
SchadensersatzansprÃ¼che traf das Urteil ausdrÃ¼cklich keine Feststellung; die
Voraussetzungen eines frÃ¼heren Leistungsbeginns waren nach Ansicht des LSG
nicht bewiesen.

Mit Bescheid vom 16.11.1995 bewilligte die Beklagte darauf der KlÃ¤gerin Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit in HÃ¶he von 1.585,00 DM und wies darauf hin, dass
zur KlÃ¤rung rentenrechtlicher Zeiten von 2/73-4/73 und 8/79-12/79 noch
Ermittlungen erforderlich seien. Die ZeitrÃ¤ume von 10/55 bis 4/56 und 5/56 bis
7/56 seien keine Ausfallzeiten. Hiergegen sowie gegen den Bescheid vom 24.11.95
Ã¼ber die Berechnung der Nachzahlung legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein,
Ã¼ber den bislang noch nicht entschieden ist.

Mit streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheiden vom 29.09.1997 und 01.12. 1997 stellte
die Beklagte einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf Zinsen in HÃ¶he von 294,89 DM fest.
Die Berechnung gehe von einem vollstÃ¤ndigen Leistungsantrag erst im Juli 1995
aus, ab dem die bis dahin aufgelaufene Anspruchssumme von 88.467,00 DM nach
Ablauf von sechs Kalendermonaten bis zur VerfÃ¼gbarkeit der bewilligten Rente
(03.03.1996) mit 4 Prozent zu verzinsen sei.

Mit ihrem Widerspruch bestritt die KlÃ¤gerin, erst im Juli 1995 einen vollstÃ¤ndigen
Leistungsantrag abgegeben zu haben. Durch die verspÃ¤tete ErfÃ¼llung des
Rentenanspruchs sei ihr darÃ¼ber hinaus ein VermÃ¶gensschaden von 100.000,00
DM entstanden, weil sie private Kredite habe aufnehmen mÃ¼ssen und wegen
fehlender finanzieller Mittel auch notwendige Renovierungen an ihrem GebÃ¤ude
nicht habe vornehmen kÃ¶nnen, wodurch ein weiterer Schaden entstanden sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23.01.1998 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Nach Â§ 44 Abs.2 des Sozialgesetzbuches Allgemeiner Teil (SGB I)
beginne die Verzinsung frÃ¼hestens nach Ablauf von sechs Monaten nach Eingang
des vollstÃ¤ndigen Leistungsantrages. Der Leistungsantrag sei erst mit der
Ã�bersendung von Unterlagen am 13.07.1995 (Zeugnisse, insbesondere Ã¼ber den
Besuch einer Privaten Handelsschule) an das Bayer. Landessozialgericht
vollstÃ¤ndig gewesen. Erst dann habe der Versicherungsverlauf abschlieÃ�end
geklÃ¤rt werden und die Fachschulausbildung fÃ¼r die Zeit vom 01.09.1956 bis
17.07.1958 als Tatbestand einer Anrechnungszeit anerkannt werden kÃ¶nnen.
Daher kÃ¶nnten die Rentenleistungen erst ab dem 01.02.1996 verzinst werden.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 27.02.1998 Klage zum SG erhoben und neben der
Aufhebung des Widerspruchsbescheides vom 23.01.- frÃ¼hereren Rentenbeginn als
Juni 1990 und die Berichtigung ihres Versicherungsverlaufes beantragt. Ein weiterer
Schaden liege in der Einkommenssteuer fÃ¼r die Rentennachzahlung in HÃ¶he von
6.087,73 DM, die bei laufender Rentenzahlung nicht angefallen wÃ¤re.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 18.02.2000 haben sich die
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Beteiligten auf einen bereits am 20.03.1995 vollstÃ¤ndigen Leistungsantrag
geeinigt (Teilanerkenntnis).

Durch Gerichtsbescheid vom 13.09.2000 hat das SG die Klage auf hÃ¶here
Verzinsung abgewiesen, soweit sie Ã¼ber das Teilanerkenntnis hinausgehe. Erst ab
20.03.1995 sei eine Berechnung des Rentenanspruchs mÃ¶glich gewesen. Zuvor
habe die KlÃ¤gerin die Feststellung des Anspruchs verhindert, weil sie sich bis Juli
1994 nicht bereit erklÃ¤rt habe, ihre behandelnden Ã�rzte von der Schweigepflicht
zu entbinden und sich erst am 20.03.1995 zu einem Termin bei einem
medizinischen SachverstÃ¤ndigen eingefunden habe. Erst ab diesem Zeitpunkt sei
es der SphÃ¤re der Beklagten als Pflicht zuzurechnen, das Verwaltungsverfahren in
angemessener Frist abzuschlieÃ�en. Hinsichtlich der Streitpunkte Schadensersatz
und Versicherungsverlauf sei die Klage unzulÃ¤ssig, da es an einer vorangehenden
Verwaltungsentscheidung fehle, bezÃ¼glich des Rentenbeginns, weil das
rechtskrÃ¤ftige Urteil des LSG vom 31.08.1995 (L 13 An 135/93) entgegen stehe.

Mit ihrer zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) eingelegten Berufung hat die
KlÃ¤gerin ihr bisheriges Vorbringen wiederholt und neben hÃ¶herer Verzinsung
erneut die vom SG als unzulÃ¤ssig angesehenen AntrÃ¤ge gestellt, nunmehr
insbesondere unter Bezifferung von Verzugszinsen in HÃ¶he von 15.851,00 DM. Des
Weiteren hat sie beantragt, die Ã�rzte Prof.Dr.H. , Prof.Dr.S. und Prof.Dr.S. zu der
Frage einzuvernehmen, ob bei ihr eine Calcium-Stoffwechselerkrankung im
fortgeschrittenen Stadium vorliege. Auch dafÃ¼r sei die Beklagte verantwortlich,
weil diese eine Erholungskur verweigert habe. Deshalb habe sie Medikamente
einnehmen mÃ¼ssen, die zu StoffwechselverÃ¤nderungen gefÃ¼hrt hÃ¤tten.

Die Beklagte hat einer KlageÃ¤nderung nicht zugestimmt. Der Eintritt der
ErwerbsunfÃ¤higkeit und der Rentenbeginn kÃ¶nnten nicht Gegenstand des
anhÃ¤ngigen Berufungsverfahren werden, weil diese Elemente des Leistungsfalles
bereits Gegenstand des rechtskrÃ¤ftigen Urteils vom 31.08.1995 gewesen seien.
Die in der Berufung geltend gemachten AnsprÃ¼che auf Schadensersatz sowie
einen frÃ¼heren Rentenbeginn seien â�� wie bereits vom SG festgestellt â��
unzulÃ¤ssig.

Die KlÃ¤gerin stellt die AntrÃ¤ge, 1. die Beklagte zu verurteilen, Rente bereits ab
Juni 1990 zu gewÃ¤hren, 2. die Beklagte zu verpflichten, den Versicherungsverlauf
zu berichtigen, 3. die Beklagte zur Zahlung von Verzugszinsen in HÃ¶he von DM
15.851 abzÃ¼glich der bewilligten Zinsen von 294,89 DM zu verurteilen, 4. die
Nachzahlung fÃ¼r die Einkommenssteuer in HÃ¶he von 6.087,73 DM zu erstatten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid
des Sozialgerichts Landshut vom 13.09.2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten erster und zweiter Instanz
sowie der Einheitsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

                               3 / 6



 

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 153, 151, 90
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), jedoch unbegrÃ¼ndet.

Weder dem von der KlÃ¤gerin schriftlich am 07.10.2003 noch dem in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellten Absetzungs- bzw. Vertagungsantrag ist
stattzugeben. Ein erheblicher Grund (Â§Â§ 110, 202 SGG, Â§ 227 ZPO) liegt nicht
vor. Die KlÃ¤gerin hatte schon frÃ¼her AntrÃ¤ge mit genau dem gleichen
Vorbringen einer Einvernahme der o.g. Ã�rzte und der Behauptung, zuwenig Zeit
zur Einarbeitung in den Prozessstoff gehabt zu haben, gestellt. Deshalb sind die
Termine vom 26.03.2003 und 04.06.2003 abgesetzt worden. Dabei ist die KlÃ¤gerin
mit Schreiben des Senats vom 19.05.2003 von den rechtlichen Voraussetzungen
einer Verlegung in Kenntnis gesetzt worden ist. AnschlieÃ�end sind ihr Kopien der
von ihr bezeichneten AktenblÃ¤tter Ã¼bersandt worden. Damit ist die behauptete
mangelnde Vorbereitung kein wichtiger Grund im Sinne des Â§ 227 Abs.1 Satz 2
Nr.2 ZPO mehr. Die KlÃ¤gerin konnte auch nicht glaubhaft machen (vgl. Â§ 227
Abs.2 ZPO), dass eine Einarbeitung in das von ihr selbst bereits am 17.10.2000
eingeleitete Berufungsverfahren bislang nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤re.

An der VerhandlungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin wÃ¤hrend der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hatte der Senat keine Zweifel. Auch der vorgelegte
Ã�berweisungsschein eines Hautarztes enthÃ¤lt keine maÃ�geblichen Befunde.

Eine KlageÃ¤nderung (Â§ 99 SGG) im Berufungsverfahren ist nicht erfolgt. Die
Beklagte hat sich zu weiteren StreitgegenstÃ¤nden sachlich nicht eingelassen (Â§
99 Abs.1, 1. Alternative SGG). Eine Erweiterung des Streitgegenstandes,
insbesondere zur Frage der Verzugszinsen, ist nicht sachdienlich (Â§ 99 Abs.1, 2.
Alternative SGG).

Der Senat weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung
des SG als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht daher â�� insbesondere was die
ZulÃ¤ssigkeit der Klage, die rechtlichen Voraussetzungen des Anspruchs auf
Verzinsung (Â§ 44 SGB I) und die AusfÃ¼hrungen zur VollstÃ¤ndigkeit des
Leistungsantrags betrifft â�� bis auf das folgende von einer weiteren Darstellung
der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs.2 SGG in der Fassung des
Vereinfachungsnovelle vom 11.01.1993, BGBl. I, 50).

HinzuzufÃ¼gen ist, dass ein Leistungsantrag solange nicht vollstÃ¤ndig ist, bis
sÃ¤mtliche fÃ¼r die Feststellung der Zahlung der Leistung erheblichen Fragen
beantwortet sind. Ferner sind BestÃ¤tigungen der erforderlichen Tatsachenangaben
durch BeifÃ¼gung gesetzlich vorgesehene Beweismittel beizubringen. Werden
wÃ¤hrend des Feststellungsverfahrens neue Tatsachen angegeben, ist die
PrÃ¼fung, wann ein vollstÃ¤ndige Leistungsantrag vorliegt, unter Einbeziehung
dieser neuen Tatsachen â�� also abgestellt auf diesen spÃ¤teren Zeitpunkt â��
durchzufÃ¼hren. Nach der zutreffenden stÃ¤ndigen Rechtsprechung (Urteil des
BSG vom 22.06.1989, Az: 4 RA 44/88, BSG SozR 1200 Â§ 44 Nr.16) liegt ein
"vollstÃ¤ndiger" Leistungsantrag i.S. von Â§ 44 Abs.2 Halbsatz 1 SGB I vor, wenn
der zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger durch ihn in die Lage versetzt wird, den geltend
gemachten Anspruch nach Grund und HÃ¶he zu Ã¼berprÃ¼fen und damit die von
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Amts wegen durchzufÃ¼hrende (Â§ 20 SGB X) Ermittlung des Sachverhalts zÃ¼gig
aufzunehmen, die ggf. noch erforderlichen tatsÃ¤chlichen Feststellungen zu treffen
und die begehrte Leistung zu bewilligen. Die LeistungstrÃ¤ger sind ermÃ¤chtigt,
zweckmÃ¤Ã�ig gestaltete Antragsvordrucke zur â�� obligatorischen â�� Benutzung
(Â§ 60 Abs.2 SGB I) durch die Antragsteller herauszugeben, in denen typische
Angaben und Unterlagen fÃ¼r die zÃ¼gige Bearbeitung eines Antrags abgefragt
werden. Damit wird es dem Versicherten ermÃ¶glicht, einen von vornherein
vollstÃ¤ndigen Leistungsantrag zu stellen. Wenn ein LeistungstrÃ¤ger â�� wie hier
â�� Antragsvordrucke (Â§ 17 Abs.1 Nr.3 SGB I) herausgegeben hat, liegt ein
vollstÃ¤ndiger Leistungsantrag vor, sobald der Antragsteller den Vordruck fÃ¼r den
Antrag auf die begehrte Leistung vollstÃ¤ndig ausgefÃ¼llt und auch die darin als
beizubringend bezeichneten (Â§ 60 Abs.1 Nr.3 SGB I) Unterlagen eingereicht hat.
Schon insoweit fehlte es bereits ab 1990 bei der KlÃ¤gerin an der Angabe ihrer
GesundheitsstÃ¶rungen und der sie behandelnden Ã�rzte bei der Erstellung ihres
Rentenantrags. Ein der Beklagten zurechenbarer Fehler mit der Folge, eine
frÃ¼here VollstÃ¤ndigkeit des Leistungsantrages anzunehmen, ist nicht ersichtlich.

Soweit es dann wegen der laufenden Ermittlungen des medizinischen
Versicherungsfalles durch die Weigerung der KlÃ¤gerin, sich untersuchen zu lassen,
zu einer VerzÃ¶gerung der Leistungserstellung gekommen ist, fehlte es an der
FÃ¤lligkeit des Rentenanspruchs. Denn fÃ¼r ZeitrÃ¤ume, in denen die Feststellung
eines Anspruchs wegen mangelnder Mitwirkung des Versicherten versagt worden ist
(Â§ 66 Abs.3 SGB I), kommt bei einer nachtrÃ¤glichen Bewilligung der Leistung (Â§
67 SGB I) eine Verzinsung deswegen nicht in Betracht, weil die FÃ¤lligkeit nicht
gegeben ist (vgl. KassKomm-Seewald, Anm.10 zu Â§ 67 SGB I). Â§ 44 Abs.1 SGB I
regelt nicht, was Gegenstand der Verzinsung ist, sondern setzt voraus, dass nach
dem materiellen Leistungsrecht des SGB â�� auÃ�erhalb des Â§ 44 a.a.O. â�� ein
(Haupt-)Anspruch auf Geldleistungen in bestimmter HÃ¶he entstanden und fÃ¤llig
(Â§Â§ 41, 40 Abs.1 SGB I), aber noch nicht gezahlt ist. Daher steht die Weigerung
der KlÃ¤gerin, sich untersuchen zu lassen, anders als die Weigerung, den
Leistungsantrag zu vervollstÃ¤ndigen, bereits der ErfÃ¼llung des Anspruchs
(FÃ¤lligkeit) entgegen. Der Beginn der Verzinsung ist auch im Juli 1994 noch nicht
anzunehmen, als die KlÃ¤gerin sich bereit erklÃ¤rt hatte, ihre behandelnden Ã�rzte
von der Schweigepflicht zu entbinden.

Auf eine Einvernahme der von KlÃ¤gerin benannten Ã�rzte zu der Frage, ob bei ihr
eine Calcium-Stoffwechselerkrankung im fortgeschrittenen Stadium vorliege, kam
es zur Entscheidung nicht an. Diese hÃ¤tten zur Frage der VollstÃ¤ndigkeit des
Leistungsantrages ebenso wenig beitragen kÃ¶nnen wie dazu, ob sie sich aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden einer Untersuchung habe verweigern dÃ¼rfen, da
diese nicht mit einer medizinischen Therapie verbunden ist.

Das SG hat damit zurecht die Klage abgewiesen, denn ein weiterer Anspruch der
KlÃ¤gerin ist nicht gegeben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs.2 Nr.1, 2 SGG) sind nicht
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ersichtlich.

Erstellt am: 19.12.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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